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Anlage HI .
zur Mittheilung des Senats

vom 23 . März 1849 .

«ericht der Deputation
zur Revision der sämmtlicher Steuern ,

die Einkommensteuer und die Auflage auf Pferde betreffend .
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!̂ ie Deputation zur Revision der sämmtlichen Steuern hat noch über zwei

Gegenstände zu berichten , über die Einkommensteuer und über die Frage , ob die Pferde

im Gebiete der Auflage auf Pferde mit unterworfen werden sollen -

Was nun zunächst
1 . den letzteren Gegenstand betrifft , so könnte , falls alle Pferde auf dem Lande ,

auch Ackerpfcrde , der Auflage unterworfen werden sollten , die Ausdehnung dieser Abgabe

von einiger Bedeutung werden , allein darin würde eine Ungerechtigkeit gegen den Land -

mann liegen , derselbe hätte nämlich diese Abgabe ganz allein zu tragen , da er ja seine

Produkte , Korn , Heu u . s. w . nicht höher als bisher anbringen kann , weil er die Con -

currenz mit dem Fremden , dessen Pferde dieser Steuer nicht unterworfen sind , aushalten

muß . Will man aber nur Luruspferde und die Arbeitspferde , welche nicht zum Ackerbau

gebraucht werden , belasten , so dürfte der Ertrag der Steuer sehr geringfügig ausfallen ,

ja die Kosten der Erhebung könnten bedeutender werden , als der Ertrag der Steuer , da

einerseits eigentliche Luruspferde , welche gar nicht auf dem Acker gebraucht , auf dem

Lande eigentlich sich wohl nicht vorfinden , andererseits die Arbeitspferde auf dem Lande

aber gerade von solchen Personen , welche dadurch nur einen sehr spärlichen Broterwerb

für sich und ihre Familie haben , gehalten werden .

Demzufolge scheint es sich der berichtenden Deputation nicht zu empfehlen , die

Pferde im Gebiete der Auflage auf Pferde mit zu unterwerfen .

Was sodann
2 ) die Einkommensteuer betrifft , so ist in neueren Zeiten häufig von einer pro¬

gressiven Steuer die Rede gewesen . Gegen dieselbe spricht der Grundsatz , daß die Lasten

von allen Staatsgenossen gleichmäßig zu tragen sind, für dieselbe der Billigkeitsgrund ,

daß der Mehrverdienende von seinem Ueberflusse selbst über das gleiche Maß hinaus zu

den Staatslasten ohne große Beschwerde beitragen kann . Bevor nun die Deputation

ihre Ansicht über eine solche progressive Steuer auöspricht , erlaubt sie sich, um auch ihre

Committenten von allen bei der Entscheidung über diesen Gegenstand in Frage kommen¬

den Thatsachen in Kenntniß zu setzen, vorab die Resultate der im vorigen Jahre erho¬

benen Einkommensteuer mitzutheilen .
Im ganzen Bremischen Staatsgebiete wohnen etwa 16,000 Familienväter oder

Personen , welche, wenn sie das gesetzlich vorgeschriebene Einkommen hätten , steuerpflichtig

sein würden , von diesen haben nach den Erhebungsregistern nur 4,156 Personen die

Einkommensteuer bezahlt , dagegen haben 11,844 Personen , also beinahe drei Viertheile

sämmtlicher Familienväter zu derselben nichts beigesteuert .

Von jenen 4,156 zahlenden Familienvatern haben 1,235 Personen für ein Ein¬

kommen von 250 bis 400 «K nur Einen Thaler , mithin 1,235 «F>, und 685 Personen

für ein Einkommen von 400 bis 500 «L , ü 2V2 «P , nur 1,712V2 «P bezahlt .

Da nun der Einkommenschoß im vorigen Jahre die Summe von 48,457 «P

ausgeliefert hat , so ergiebt sich aus dem Obigen , daß dazu beigetragen haben :
69 «
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11,844 Personen Nichts .
1 .235 - 1,235 .

685 - - 1,712 .
2 .236 - - 45,510 .

"
16,000 Personen «L 48,457 .

Aus dieser Aufstellung folgt nun ganz klar , daß ungefähr drei Viertheile der
hiesigen Staatsgen offen bei der Frage , auf welche Weise der Einkommenschoß zu vcr ,
theilen ist , gar nicht interessirt sind , indem sie zu demselben Nichts contribuiren .

Es ergiebt sich daraus ferner , daß 1,920 Personen , also fast die Hälfte der
zahlenden Personen nur 2,947 »P zum Einkommenschoß beigetragen haben , daß dagegc»
von der größeren Hälfte verzählenden Personen , von 2,236 Staatsgenossen , der übrige
Ertrag des vorigjährigen Einkommcnschoffes mit 45,510 «P gezahlt ist.

Die berichtende Deputation kann nun nach diesem Resultate der letzten Hebungdes Einkommenschoßes nur ihr gewiß gerechtes Bedenken aussprechen , jene wohlhabende »
2,236 Slaarögcnossen , aufweiche eigentlich der Einkommenschoß einzig und allein lastet ,durch eine progressive Steuer noch mehr zu belasten und dadurch vielleicht dazu Ver¬
anlassung zu geben , daß der Wohlhabende den Staat verläßt und dadurch Arbeit und
Erwerb für die minder Wohlhabenden sich vermindern . Die Deputation halt sich dem¬
nach verpflichtet , bei ihren Eommittenten zu beantragen :

in dieser Hinsicht in dem Einkommensteuergesetze nichts zu verändern .
Es bleibt jetzt nur noch übrig , die Fassung dieses Steuergesetzes zu revidiren ,und die frühere Art der Erhebung , welche für die gegenwärtigen Zeiten sich nicht mehr

eignet , umzuändern , auch bisher von der Steuer etwa befreite Personen heranzuziehen.1 ) Zunächst ist nun bei der Deputation die Frage in Berathung gekommen:
wer soll den Einkommenschoß bezahlen ? sollen nur hiesige Staatsgenossen dmselbm
unterworfen sein , oder sollen auch Fremde und Schutzgenossen , welche hier schon längere
Zeit domilicirt gewesen sind , denselben bezahlen ? Die Zahl derjenigen , welche als
Fremde und Schutzgenossen hier leben , vergrößert sich mit der Zeit immer mehr , sie
genießen durch unsern Staat denselben Schutz , wie die Staatsgenossen , und ist somit
eigentlich kein Grund vorhanden , solche Personen von dieser Abgabe zu befreien , nur
darf man nicht jeden Fremden , der sich eine kurze Zeit hier aufgehalten hat , derselben
unterwerfen . Läßt man den bisher befolgten Grundsatz fortbestehen , so ist wohl mit
Grund zu befürchten , daß die Zahl der Bürger fremder Staaten , welche weder hin,uoch in dem Staate , dem sie angehören , solche Steuern bezahlen , sich sehr vermehren dürfte .

Die Deputation ist nun der Ansicht, daß alle Fremde und Schutzgenossen, wo¬
hin auch namentlich fremde Handlungsgehülfen und diesen gleichzustellende Personen zu
rechnen sind, welche bereits seit 1 Jahr und länger im Bremischen Staatsgebiete ge¬
wohnt haben , die Einkommensteuer recht wohl mitbezahlen können , und erlaubt sich
für den Fall , daß ihre Eommittenten diese Ansicht theilen sollten , den Antrag , zum §. k
den Schlußsatz hinzuzufügen :

Alle Fremde und Schutzgenofsen , welchen nicht ausdrücklich die Freiheit vor
dieser Abgabe zugesichert ist, und welche seit Einem Jahre oder länger , von jedes¬
maliger Erhebung des Einkommenschosses angerechnet , in Bremen gewohnt haben,
sind gleichfalls zur Zahlung des Einkommenschosseö verpflichtet , und haben den¬
selben nach vorgängigem eidlichen Versprechen der richtigen Zahlung , zu ent¬
richten .

Zugleich müßte denn aber auch der Zusatz im Z . 10 «uii a ganz gestrichenwerden und jeder Staatsgenosse steuerpflichtig werden .2 ) Sodann ist bei der Erhebung des Einkommenschosses verschiedentlich die
Anfrage an die Deputation gerichtet , ob ein Capital - Verlust von dem Einkommen
des betreffenden Jahres abgezogen werden dürfe . In dem Gesetze ist solches nicht aus¬
drücklich ausgesprochen , jedoch erhellt die Absicht , daß der Capital - Verlust des Jahresvon dem Einkommen desselben Jahres abzuziehen sei , aus dem den Geseßvorschiazüber die Einkommensteuer begleitenden Bericht .

( Conv . Verhandlungen vom 12 . November 1847 S . 369 .)Diese Absicht der Gesetzgebung ist aber im Gesetz auch ausdrücklich anSzusprechenund beantragt die Deputation zu dem Ende am Schlüsse des ß . 4 den Zusatz :
Wer im letzten Kalenderjahre einen Capital - Verlust erlitten hat , ist be¬
rechtigt , denselben von dem Einkommen desselben Jahres abzuziehen.
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3) Im § . 5 sowie im ganzen Gesetze fehlt die Bestimmung , ob auch von
dem Capitalwerthe der bereits vorhandenen Mobilien eine Rente gerechnet werden

soll. Aus der Vorschrift des § . 5 sub 6 . , wo Maschinen unv Gewerbsgeräthe,
Pferde und Wagen, der Steuer zu einem angemessenen Theile mit unterliegen sollen,
falls sie für die Haushaltung mitbenutzt werden , ist die Absicht zu entnehmen , daß
auch die Rente von den vorhandenen Mobilien mitzurechnen ist , allein die Deputa¬
tionen , welche das Gesetz über die Einkommensteuer vorgelegt haben , waren anderer

Meinung, daß nämlich die Rente gewöhnlicher Mobilien nicht zu besteuern sei . Dieß
ist denn aber auch im Gesetze deutlich auszudrücken und schlägt die berichtende Depu¬
tation zu dem Zwecke zum 5 ü . den Zusatz vor :

Von dem Capitalwerthe der bereits vorhandenen Mobilien ist kein Ein¬
kommen zu berechnen, etwaige neue Anschaffungen derselben dürfen aber
von dem Einkommen nicht abgerechnet werden .

4) Nach H . 12 . sollen diejenigen , welche bei der Schoß - Deputation auf ihren

Bürgcreid anzeigen , daß ihr reines Einkommen des letzten Jahres die Summe von
500 °F nicht überstiegen habe , in eine der im Z . 8 . und 9 . aufgeführten Classen von

jener Deputation angesetzt werden . Diese Schätzung der Einzelnen von Seiten der

Deputation ist aber nicht nur jetzt durchaus unzulässig, sondern auch bei der Eile und

dem Dränge der Hebung unzweckmäßig, und eben aus diesem letztem Grunde ist diese

Schätzung oder Ansehung der Einzelnen in die eine oder andere Classe bei der letzten

Hebung auch gar nicht vorgekommen, vielmehr ist dabei so verfahren, daß der Steuernde

entweder 1 -S oder 2 ^ offen hinlegte, dann auf Bürgereid versicherte, daß er

sein Einkommen nicht höher als respektive 400 oder 500 Thaler schätze , worauf
dann das Hingelegte - empfangen und darüber quitirt wurde . Soll nun künftig dieser

Weg, der sich bei der Hebung bewährt hat, befolgt werden, so müßte :
s. §. 42. lauten:

Diejenigen , deren reines Einkommen des letzten Jahres 250 H beträgt
und «P 500 nicht übersteigt, haben den sie nach ß . 8 . treffenden Betrag
des Einkommenschoßes auf Bürgereid offen abzuliefern .

5. Der zweite Absatz in § . 46. susi b :
Die in § . 42. gedachten Reklamationen u. s. w .

ganz wegzulassen sein .
5) Nach den Bestimmungen des § . 46 sub e. sollen die Gebietsbewohner nach

den für die Beiträge des Gebiets zu dem jedesmaligen letzten Vermögensschoffe aufge,

stellten Abschätzungsregister angesetzt werden , und zwar dergestalt , daß diesen Staats¬

genossen von ihrem Capitalvermögen 3"/g als reines Einkommen anzurechnen war. Da¬

nach kommen also alle Gebietsbewohner :
s . welche mehr als 46,666^g «K im Vermögen hatten , in die erste Classe,

und mußten die Abgaben für ein Einkommen über 500 «L> bezahlen ;
b. welche ein Vermögen von ^ 43,333 bis 46,666^ H hatten , in die

2 . Classe , und mußten die Einkommensteuer mit 2 36 S bezahlen ;
o. welche ein Vermögen von 8,333 Vg «P bis 43,333^ -K hatten, in die 3.

Classe , und mußten die Einkommensteuer mit 4 Thaler bezahlen , wogegen alle andern

die weniger als 8,333 s/z ^ in Vermögen hatten , nach jener Bestimmung frei waren

und bei der letzten Hebung auch nichts bezahlt haben , weil ein solches Vermögen zu
3"/g berechnet, keine Rente von 250 «L> abwirft.

Die Einkommensteuer ist also bei den Gebietsbewohnern nur nach der Rente

des reinen , nach Abzug aller darauf haftenden Lasten berechneten Capitalvermögens be¬

rechnet , dasjenige aber , was sie durch eigne Thätigkeit durch ihre Wirthschaft oder

Gewerbe erworben, ganz aus dem Auge gelassen .
Da es nun in den gegenwärtigen Zeiten durchaus unzulässig erscheint, die

Bewohner des Gebiets auf andere Weise als die übrigen Staatsgenossen zu behandeln,

mithin denselben die eigne gewissenhafte Abschätzung ihres Einkommens künftig zu

überlassen ist ; , . ^
Da auf der anderen Seite dann aber auch die Lasten gleichmäßig sein muffen ,

mithin die Gebietsbewohner ihr wirkliches Einkommen zu versteuern haben werden, und

diese Abgabe nicht mehr auf die zu 3 °/<> von ihrem Capitalvermögen zu berechnende

Rente beschränkt werden darf, so erlaubt sich die Deputation den Vorschlag :
70
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daß künftig auch die sämmtlichen Bewohner des Gebiets ihren Einkommen-
schoß, wie die übrigen Staatsgenossen , nach eigenem Wissen und Gewiss
zu entrichten haben , und deshalb die Bestimmung sulr e . im 1g ^"

- ' zum Schlüsse ganz zu streichen sei .
Die Gebietsbewohner sind übrigens , soweit solches noch nicht stattgefunden , aufdie gewissenhafte Entrichtung des Einkommenschoffes , nach eigner getreuer Schätzungihres Einkommens , besonders zu beeidigen .
Die Deputation behält sich schließlich vor , in nächster Zeit darüber zu berichte»,inwiefern bei künftigen Anstellungen alle bisherigen Befreiungen von Abgaben weg¬fallen können .

Bremen , den 23 . März 1849 .

Die Deputation zur Revision der sämmtlichen
Steuern .
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